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Die Verhandlungen überein Freihandelsabkommen zwischen der EU undden

USA gehen in die Schlussphase. Europaweit wächst der W]ffiffi 
_.

eit Juli 2013 verhandelt die
Europäische Union (EU) mit
den Vereinigten Staaten von

Amerika (USA) über ein Freihan-
delsabkommen. Die für dieses Ab-
kommen übliche Kurzbezeich-
nung ,,TTIP" steht flir ,,Transat-
lantic Trade and Investment Part-
nership". Verhandlungsführer sind
das US-Handelsministerium und
die EU-Kommission. vertreten
durch Handels-
kommissarin
Cecilia Malm-
ström. Die Ver:
handlungen fin-
den hinter ver-
schlossenen Tü-
ron statt. Die
seit Ende 2014 amtGiende neue
EU-Kommission bemüht sich
zwar um mehr Offenheit. Ihre Ver-
lautbarungen erschöpfen sich je-
doch in Allgemeinplätzen. So er-
klärte EU-Kommissionspräsident
Jean-Claude Juncker Anfang
März, die Kommission arbeite

f l Skepsis und Misstrauen
gegenüber TTIP
sind groß.
Ijrsächlich äafür
ist nicht zuletzt das
Fehlen von Transparenz

zielorientiert daran, die Verhand-
lungen bis Ende 2015 zu einem er-
folgreichen Abschluss zu flihren.
Zugleich wies Juncker den Vor-
wurf zurück, TTIP bedeute einen
Ausverkauf europäischer Werte.
Gerade dies aber wird befürchtet.
Europaweit wächst deshalb der
Widerstand.

Die EU-Kommission erklärt,
TTIP führe zum Abbau von Han-
delshemmnissen. Das habe positi-
ve Auswirkungen auf das Wirt-
schaft swachsfum und den Arbeits-
markt. Doch wie soll ein solcher
Abbau von Handelshemmnissen
erreicht werden? Kritiker gehen
davon aus, dass dies letztlich nur
über eine Senkung der in der EU
maßgeblichen Standards möglich
sein wird vor allem beim Umwelt-
und Verbraucherschutz. Die EU-
Kommission versichert zwar, eine
solche Senkung sei nichtbeabsich-
tigt. Vorgesehen sei vielmehr eine
Harmonisierung auf der Basis der
europäischen Standards. Daran

sind jedoch Zweifet erlaubt. So ist
beispielsweise nach europäischem
Recht vom Hersteller nachzuwei-
sen, dass von chemischen Lebens-
mittelzusätzen keine Gefahren für
die Verbraucher ausgehen. In den
USA hingegen sind solche Zusätze

!9 llngqerlalbl tu€sryaise Schä-

digungen nachgewiesen sind. Wie
will man derart unterschiedliche
Standards harmonisieren? Wie
will man-um ein anderes Beispiel
zu nennen - harmonisieren, dass

die EU-Tabakrichtlinie 2014
Warnhinweise auf Zigarettenpa-
ckungen auch in Form von
Schockfotos vorsieht, währehd ein
US-Bundesgericht die gesetzliche
Verpfl ichtung zur Anbringung sol-'
cheiBildei mangels Nachwelses
ihrer Abschreckungswirkung für
ungültig erklärt. Harmonisierung,
so die TTIP-Kritiker, laufe letzt-
lich daraufhinaus, dass tendenzi-

ell'der jeweils niedrigste bezie-
hungsweise wirtschaftsfreund-
lichste Standard als Basis für das

Freihandelsabkommen dienen
wird.

Bei TTIP geht es im Übrigen
nicht allein um Warenhandel, son-
dern auch um den Handel mit
Dienstleistungen. Hier richtet sich
die Kritik insbesondere gegen die
vorgesehene Privatisierung kom-
munaler Dienstleistungen. Davon
erfasst wäre zum Beispiel die Ver-
sorgung der Bevölkerung mit sau-

beremWasser.
Dabei handelt es.sich um eine

existenzsichernde Grundversor-
gung der Menschen mit einem öf-
fentlichen Gut. Diese Versorgung
den Gesetzen des freien Marktes
und dem Prinzip der Gewinnmaxi-
mierung zu überlassen, trifft zu'

Recht auf erhcb-fiötre BEäenken-
Schwerwiegend sind auch die Be-

- denken gegen die im Rahmen \ion
TTIP - beabsichtigte Einführurg
von Schiedsgerichten. Dies sind
nichtstaatliche private Gerichte,
denen sich die streitenden Parteien
aufgrund eines Vertrages freiwil-
lig unterwerfen. Bei solchen
Schiedsgerichten sollen künftig
Konzerne zum Schutz ihrer Aus-

nen Klage auf
Schadenersatz
gegen den Staat

erheben dürfen,
wenn sie sich
a*"tr d..serrGeseEe--oder
politische Entscheidungen wirt-
schaftlich benachteiligt sehen. US-
Konzeme könnten danach zum

Beispiel gegen eine in Deutsch-

land nicht zugelassene Gasfürde-

rung durch Fracking vorgehen und

milliardenschwere Entschädigun-
gen vom Staat verlangen. Im Rah-

men eines Handelsabkommens
zwischen den USA und Kanada

werden solche AnsPrüche von US-

Konzernen wegen eines kanadi-

schen Fracking-Moratoriums be-

reits erhoben. Die EU-Kommissi-
on versichert, bestehende nationa-

le oder europäische Gesetze könn-

ten nicht vor einem Schiedsgericht

angegriffen werden, sofern sie

nic"hidiskriminierend angewendet 
I

würden. Doch was heißt in diesem

Zusammenhang diskrimir.rierend?

Dies hätte im Streitfall kein unab-

hängiges Gericht, sondem ein Pri-
vates Schiedsgericht ohne jede

Bindung an rechtsstaatliche

Grundsätze zu entscheiden' Unab-

hängig davon sPricht gegen die

Einführung von Schiedsgerichten,

dass es sowohl in den USA als

auch in den EU-Mitgliedstaaten
eine unabhängige staatliche Justiz

gibt, die einen ausreichenden In-
vestorenschutz gewährleistet.

Skepsis und Misstrauen gegen-

über TTIP sind groß. Ursächlich

dafür ist nicht zulelzt das Fehlen

von Transparenz. Die Verhandlun-
gen erfolgen unter Ausschluss der

Öffentlichkeit. Selbst dem EU-

Parlament und den nationalen Par-

lamente der EU-Mitgliedslaaten
sind umfassende Einblicke ver-

wehrt. In einer für EuroPa bedeut-

samen Angelegenheit fehlt es mit
anöeren Worten an jeglicher de-

mokratischen Kontrolle' Umso be-

rechtigter ist die Forderung, über

TTIP am Ende nicht nur - wie von

der EU-Kommission vorgesehen -
das EU-Parlament, sondern auch

die Parlamente aller Mitgliedstaa-
ten abstimmen zu lassen.

Michael Bertrams War bis 2013 Präsident des Verfas-

su ngsgerichtshofs N RW. I m,,Kölner Stadt-Anzeigef'
schreibt Bertrams über aktuelle Streitfälle sowie
rechtspolitische u nd gesellschaftliche Entwicklungen.
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